Satzung liber den Anschluss an die 6ffentliche Wasserversorgung

und die Versorgung der Grundstiicke mit Wasser
(Wasserversorgungssatzung — WVS)
der Stadt Dietenheim
vom 21.09.2026

Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg sowie der §§ 2, 8
Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes fir Baden-Wirttemberg hat der
Gemeinderat der Stadt Dietenheim am 21.09.2026 folgende Satzung beschlossen:

§2
1)

2)

4)

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Wasserversorgung als 6ffentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt die Wasserversorgung als Eigenbetrieb unter dem Namen ,Wasser-
versorgung Dietenheim® zu dem Zweck, das Stadtgebiet mit Trinkwasser zu versorgen.

Der Eigenbetrieb kann die Wasserversorgung ganz oder teilweise durch Dritte vorneh-
men lassen.

Anschlussnehmer, Wasserabnehmer

Anschlussnehmer ist der Grundstiickseigenttimer, der Erbbauberechtigte, Wohnungsei-
gentumer, Wohnungserbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung eines Grundstiicks
dinglich Berechtigte gleichstehen.

Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, alle sonstigen zur Entnahme von
Wasser auf dem Grundstiick Berechtigten sowie jeder, der der éffentlichen Wasserver-
sorgung tatsachlich Wasser entnimmt.

Anschluss- und Benutzungsrecht

Jeder Eigentumer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstiicks ist berechtigt, den
Anschluss seines Grundstiicks an die Wasserversorgungsanlage und die Belieferung
mit Trinkwasser nach MaRgabe der Satzung zu verlangen.

Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die
durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Grundstiickseigentimer kon-
nen nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine beste-
hende Versorgungsleitung geandert wird.

Der Anschluss eines Grundstiicks an eine bestehende Versorgungsleitung kann abge-
lehnt werden, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstiicks oder aus
sonstigen technischen oder betrieblichen Griinden der Stadt erhebliche Schwierigkeiten
bereitet oder besondere MaRnahmen erfordert.

Die Stadt kann im Falle der Abséatze 2 und 3 den Anschluss und die Benutzung gestatten,
sofern der Grundstiickseigentiimer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zu-
sammenhangenden Mehrkosten zu Gbernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leis-
ten.



1)

§5

3)

§6

2)

§4 Anschlusszwang

Die Eigentumer von Grundstiicken, auf denen Wasser verbraucht wird, sind verpflichtet,
diese Grundsticke an die 6ffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschlieRen, wenn
sie an eine 6ffentliche Strale mit einer betriebsfertigen Versorgungsleitung grenzen oder
ihren unmittelbaren Zugang zu einer solchen StraRe durch einen Privatweg haben. Be-
finden sich auf einem Grundstiick mehrere Geb&dude zum dauernden Aufenthalt von
Menschen, so ist jedes Gebaude anzuschlieRen.

Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstiickseigentiimer auf Antrag be-
freit, wenn der Anschluss ihm aus besonderen Griinden auch unter Beriicksichtigung
der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der Antrag auf Be-
freiung ist unter Angabe der Griinde schriftlich bei der Gemeinde/Stadt einzureichen.

Benutzungszwang

Auf Grundstiicken, die an die offentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen
sind, haben die Wasserabnehmer ihren gesamten Wasserbedarf aus dieser zu decken.
Ausgenommen hiervon ist die Nutzung von Niederschlagswasser fur Zwecke der Gar-
tenbewasserung.

Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Wasserabnehmer auf Antrag befreit, wenn
die Benutzung ihm aus besonderen Griinden auch unter Beriicksichtigung der Erforder-
nisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann.

Die Stadt raumt dem Wasserabnehmer dartiber hinaus im Rahmen des ihr wirtschaftlich
Zumutbaren auf Antrag die Moglichkeit ein, den Bezug auf einen von ihm gewiinschten
Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu beschranken.

Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe der Griinde schriftlich bei
der Stadt einzureichen.

Der Wasserabnehmer hat der Stadt vor Errichtung einer Eigengewinnungsanlage Mittei-
lung zu machen. Er hat durch geeignete MaRnahmen sicherzustellen, dass von seiner
Eigenanlage keine Rickwirkungen in die 6ffentliche Wasserversorgungsanlage méglich
sind.

Art der Versorgung

Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Re-
geln der Technik fur Trinkwasser entsprechen. Die Gemeinde/Stadt ist verpflichtet, das
Wasser unter dem Druck zu liefern, der fur eine einwandfreie Deckung des (blichen
Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist berechtigt, die
Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behérdli-
chen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu dndern, falls dies in
besonderen Fallen aus wirtschaftlichen oder technischen Griinden zwingend notwendig
ist; dabei sind die Belange des Wasserabnehmers méglichst zu beriicksichtigen.

Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des Wassers,
die tber die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, die
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.



§7
1)

§8
1)

2)

3)

6)

Umfang der Versorgung, Unterrichtung bei Versorgungsunterbrechungen

Die Stadt ist verpflichtet, das Wasser jederzeit am Ende der Anschlussleitung zur Verfi-
gung zu stellen. Dies gilt nicht,

1. soweit zeitliche Beschrankungen zur Sicherstellung der éffentlichen Wasserver-
sorgung erforderlich oder sonst nach dieser Satzung vorbehalten sind,

2. soweit und solange die Stadt an der Versorgung durch héhere Gewalt oder sons-
tige Umsténde, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann,
gehindert ist.

Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwen-
diger Arbeiten erforderlich ist. Die Stadt hat jede Unterbrechung oder UnregelmaRigkeit
unverzuglich zu beheben.

Die Stadt hat die Wasserabnehmer bei einer nicht nur fur kurze Dauer beabsichtigten
Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die
Pflicht zur Unterrichtung entfallt, wenn sie

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig maéglich ist und die Gemeinde/Stadt dies
nicht zu vertreten hat oder

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzégern wirde.

Verwendung des Wassers, sorgsamer Umgang

Das Wasser wird nur fir die eigenen Zwecke des Anschlussnehmers, seiner Mieter und
ahnlich berechtigter Personen zur Verfligung gestellt. Die Weiterleitung an sonstige
Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung der Stadt zul&ssig. Diese muss erteilt werden,
wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht Uberwiegende versorgungswirtschaftli-
che Grunde entgegenstehen.

Das Wasser darf fur alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in dieser Satzung oder
aufgrund sonstiger gesetzlicher oder behérdlicher Vorschriften Beschrankungen vorge-
sehen sind. Die Stadt kann die Verwendung fur bestimmte Zwecke beschranken, soweit
dies zur Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung erforderlich ist.

Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei der Stadt vor Beginn der
Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes gilt fir Anschliisse zu sonstigen voriiber-
gehenden Zwecken.

Soll Wasser aus o&ffentlichen Hydranten nicht zum Feuerléschen, sondern zu anderen
vorubergehenden Zwecken entnommen werden, sind hierfiir Hydrantenstandrohre der
Stadt mit Wasserzéahlern zu benutzen.

Sollen auf einem Grundstiick besondere Feuerldschanschliisse eingerichtet werden,
sind Uber ihre Anlegung, Unterhaltung und Prufung besondere Vereinbarungen mit Stadt
zu treffen.

Mit Wasser aus der &ffentlichen Wasserversorgung ist sorgsam umzugehen. Die Was-
serabnehmer werden aufgefordert, wassersparende Verfahren anzuwenden, soweit dies
insbesondere wegen der benétigten Wassermenge mit Riicksicht auf den Wasserhaus-
halt zumutbar und aus hygienischen Griinden vertretbar ist.



§9
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§ 10

1)

2)

3)

§ 11

Unterbrechung des Wasserbezugs

Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug lénger als drei Monate einstellen, so hat er
dies der Gemeinde/Stadt mindestens zwei Wochen vor der Einstellung schriftlich mitzu-
teilen. Wird der Wasserverbrauch ohne rechtzeitige schriftliche Mitteilung eingestellt, so
haftet der Anschlussnehmer der Stadt fur die Erfullung sémtlicher sich aus der Satzung
ergebenden Verpflichtungen.

Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige Absperrung seines Anschlusses verlangen,
ohne damit das Benutzungsverhaltnis aufzulésen.

Einstellung der Versorgung

Die Stadt ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, wenn der Wasserabnehmer
den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist,
um

1. eine unmittelbare Gefahr fur die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuweh-
ren,

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung
der Messeinrichtungen zu verhindern oder

3. zu gewadhrleisten, dass Stérungen anderer Wasserabnehmer, stérende Riickwir-
kungen auf Einrichtungen der Stadt oder Dritter oder Riickwirkungen auf die Gute
des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichtzahlung einer falligen Abga-
benschuld trotz Mahnung, ist die Gemeinde/Stadt berechtigt, die Versorgung zwei Wo-
chen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Wasserabnehmer darlegt,
dass die Folgen der Einstellung auRer Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung ste-
hen und hinreichende Aussicht besteht, dass der Wasserabnehmer seinen Verpflichtun-
gen nachkommt. Die Gemeinde/Stadt kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung
der Versorgung androhen.

Die Stadt hat die Versorgung unverziglich wieder aufzunehmen, sobald die Griinde fir
ihre Einstellung entfallen sind und der Wasserabnehmer die Kosten der Einstellung und
Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt hat.

Grundstiicksbenutzung

Die Anschlussnehmer haben zur értlichen Versorgung das Anbringen und Verlegen von
Leitungen einschlieBlich Zubehér zur Zu- und Fortleitung von Wasser tber ihre im glei-
chen Versorgungsgebiet liegenden Grundstiicke sowie erforderliche SchutzmaRnahmen
unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstiicke, die an die Wasserver-
sorgung angeschlossen sind, die vom Anschlussnehmer in wirtschaftlichem Zusammen-
hang mit der Wasserversorgung genutzt werden oder fir die die Méglichkeit der Was-
serversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfallt, wenn die Inanspruchnahme
der Grundstiicke den Anschlussnehmer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise
belasten wirde.

Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer ist rechtzeitig tber Art und Umfang der
beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstticks zu benachrichtigen.



3)  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der
bisherigen Stelle fir ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat Stadt
zu tragen. Dienen die Einrichtungen ausschlieBlich der Versorgung des Grundstiicks, so
hat der Anschlussnehmer die Kosten zu tragen.

4)  Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstiickseigentiimer die Entfernung
der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen Stadt noch funf Jahre unentgelt-
lich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann.

5)  Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht fur 6ffentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen sowie
fur Grundstlcke, die durch Planfeststellung fur den Bau von &ffentlichen Verkehrswegen
und Verkehrsflachen bestimmt sind.

§ 12 Zutrittsrecht

Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der Stadt im Rah-
men des § 44 Abs. 6 Wassergesetz fir Baden-Wiurttemberg und des § 99 der Abgabenord-
nung den Zutritt zu seinen R&umen und zu den in § 24 genannten Einrichtungen zu gestatten,
soweit dies far die Prifung der technischen Einrichtung, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte
und Pflichten nach dieser Satzung insbesondere zur Ablesung, zum Austausch der Messein-
richtungen (Wasserzahler) oder zur Ermittiung der Grundlagen fir die Gebilhrenbemessung
erforderlich ist.

IIl. HAUSANSCHLUSSE, ANLAGE DES ANSCHLUSSNEHMERS, MESSEINRICHTUN-
GEN

§ 13 Anschlussantrag

Der Anschluss an die 6ffentliche Wasserversorgungsanlage und jede Anderung des Hausan-
schlusses ist vom Anschlussnehmer unter Benutzung eines bei der Stadt erhaltlichen Vor-
drucks fur jedes Grundstiick zu beantragen. Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterla-
gen beizuftigen, soweit sich die erforderlichen Angaben nicht bereits aus dem Antrag selbst
ergeben:

1. ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplanten Anlage des Anschlussneh-
mers (Wasserverbrauchsanlage);

2. der Name des Installationsunternehmens, durch das die Wasserverbrauchsanlage ein-
gerichtet oder geandert werden soll;

3. eine nahere Beschreibung besonderer Einrichtungen (zum Beispiel von Gewerbebetrie-
ben usw.), fir die auf dem Grundstiick Wasser verwendet werden soll, sowie die Angabe
des geschatzten Wasserbedarfs;

4. Angaben Uber eine etwaige Eigengewinnungsanlage:

5. im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungserklarung zur Ubernahme der mit dem Bau und
Betrieb zusammenhangenden Mehrkosten.

§ 14 Haus- und Grundstiicksanschliisse

1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der Anlage



3)

4)

5)

§ 15
1)

2)

3)

des Anschlussnehmers. Er beginnt an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und en-
det mit der Hauptabsperrvorrichtung. Hausanschliisse werden ausschlieRlich von der
Gemeinde/Stadt hergestellt, unterhalten, erneuert, gedndert, abgetrennt und beseitigt.

Hausanschllisse stehen vorbehaltlich abweichender Regelung im Eigentum der Stadt.
Soweit sie in offentlichen Verkehrs- und Griinflaichen verlaufen (Grundstiicksan-
schlisse), sind sie Teil der 6ffentlichen Wasserversorgungsanlage.

Art, Zahl und Lage der Hausanschliisse sowie deren Anderung werden nach Anhérung
des Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Stadt
bestimmt. Die Gemeinde/Stadt stellt die fur den erstmaligen Anschluss eines Grund-
stticks notwendigen Hausanschlisse bereit.

Die Stadt kann auf Antrag des Anschlussnehmers weitere Anschliisse sowie vorlaufige
oder vorubergehende Anschlisse herstellen. Als weitere Anschlisse gelten auch Haus-
anschlisse fur Grundsticke, die nach Entstehen der Beitragspflicht (§ 37) neu gebildet
werden.

Hausanschllsse dirfen nicht Uberbaut werden, die Freilegung muss stets méglich sein;
sie sind vor Beschadigung zu schiitzen. Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraus-
setzungen fur die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine
Einwirkungen auf den Hausanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. Jede Be-
schadigung des Hausanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen so-
wie sonstige Stérungen, sind der Gemeinde/Stadt unverziglich mitzuteilen.

Kostenerstattung
Der Anschlussnehmer hat der Stadt zu erstatten:

1. die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veranderung und Beseiti-
gung der notwendigen Hausanschliisse. Dies gilt nicht fur den Teil des Hausan-
schlusses (Grundstucksanschluss), der in 6ffentlichen Verkehrs- und Grinflachen
verlauft (§ 14 Abs. 2).

2.  die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veranderung und Beseiti-
gung der weiteren, vorldufigen und vorilbergehenden Hausanschlisse (§ 14
Abs. 4). Zu diesen Kosten gehoéren auch die Aufwendungen fur die Wiederherstel-
lung des alten Zustands auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flachen.

Zweigt eine Hausanschlussleitung von der Anschlusstrommel im Hydrantenschacht ab
(warttembergisches Schachthydrantensystem), so wird der Teil der Anschlussleitung,
der neben der Versorgungsleitung verlegt ist, bei der Berechnung der Kosten nach Abs.
1 unbericksichtigt gelassen. Die Kosten fir die Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung,
Veranderung und Beseitigung dieser Teilstrecke tragt die Stadt.

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgultigen Herstellung des Hausanschlus-
ses, im Ubrigen mit der Beendigung der MaRnahme. Der Erstattungsanspruch wird bin-
nen eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fallig.

Erhalten mehrere Grundstiicke eine gemeinsame Hausanschlussleitung, so ist fur die
Teile der Anschlussleitung, die ausschlielich einem der beteiligten Grundstticke dienen,
allein der Eigentumer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden Grundstiicks ersatz-
pflichtig. Soweit Teile der Hausanschlussleitung mehreren Grundstiicken gemeinsam
dienen, sind die Eigentumer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstlicke als
Gesamtschuldner ersatzpflichtig.
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§19
1)

Private Anschlussleitungen

Private Anschlussleitungen hat der Anschlussnehmer selbst zu unterhalten, zu dndern
und zu erneuern. Die insoweit anfallenden Kosten sind vom Anschlussnehmer zu tragen.

Entspricht eine solche Anschlussleitung nach Beschaffenheit und Art der Verlegung den
Bestimmungen der DIN 1988 und etwaigen zusatzlichen Bestimmungen der Ge-
meinde/Stadt und verzichtet der Anschlussnehmer schriftlich auf seine Rechte an der
Leitung, so ist die Anschlussleitung auf sein Verlangen von der Gemeinde/Stadt zu tiber-
nehmen. Dies gilt nicht fur Leitungen im AuRenbereich (§ 35 BauGB).

Unterhaltungs-, Anderungs- und Erneuerungsarbeiten an privaten Grundstiicksan-
schlussen sind der Gemeinde/Stadt vom Anschlussnehmer mindestens 14 Tage vorher
anzuzeigen.

Anlage des Anschlussnehmers

Fur die ordnungsgeméRe Errichtung, Erweiterung, Anderung und Unterhaltung der An-
lage hinter dem Hausanschluss — mit Ausnahme der Messeinrichtungen der Stadt — ist
der Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten
vermietet oder sonst zur Benutzung Uberlassen, so ist er neben diesem verantwortlich.

Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer ge-
setzlicher oder behérdlicher Bestimmungen sowie nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik errichtet, erweitert, gedndert und unterhalten werden. Die Errichtung
der Anlage und wesentliche Veranderungen diirfen nur durch die Gemeinde/Stadt oder
ein von der Gemeinde/Stadt zugelassenes Installationsunternehmen erfolgen. Die Stadt
ist berechtigt, die Ausfihrung der Arbeiten zu tilberwachen.

Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, kénnen plombiert werden.
Ebenso kénnen Anlagenteile, die zur Anlage des Anschlussnehmers gehéren, unter
Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewahrleis-
ten. Die daftr erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Stadt zu
veranlassen.

Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dass Stérungen anderer
Wasserabnehmer, stérende Riickwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde/Stadt oder
Dritter oder Ruckwirkungen auf die Gite des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers

Die Stadt oder deren Beauftragte schlieRen die Anlage des Anschlussnehmers an das
Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb.

Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Stadt (iber das Installationsunternehmen
zu beantragen.

Uberpriifung der Anlage des Anschlussnehmers

Die Stadt ist berechtigt, die Anlage des Anschlussnehmers vor und nach ihrer Inbetrieb-

setzung zu Uberprifen. Sie hat den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmangel
aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen.



§ 20

Werden Méangel festgestellt, die die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérungen er-
warten lassen, so ist die Stadt berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu ver-
weigern; bei Gefahr fiir Leib und Leben ist sie dazu verpflichtet.

Durch Vornahme oder Unterlassen der Uberpriifung der Anlage sowie durch deren An-
schluss an das Verteilungsnetz Ubernimmt die Stadt keine Haftung fiir die Mangelfreiheit
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Uberpriifung Mangel festgestellt hat, die
eine Gefahr fur Leib und Leben darstellen.

Technische Anschlussbedingungen

Die Stadt ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den Hausanschluss und andere
Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Griinden der si-
cheren und stérungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse des
Verteilungsnetzes, notwendig ist. Diese Anforderungen dirfen den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik nicht widersprechen. Der Anschluss bestimmter Verbrauchseinrichtungen
kann von der vorherigen Zustimmung der Stadt abhéngig gemacht werden. Die Zustimmung
darf nur verweigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und stérungsfreie Versorgung
gefahrden wirde.

§ 21

1)

2)

3)

4)

§ 22
1)

Messung

Die Stadt stellt die verbrauchte Wassermenge durch Messeinrichtungen (Wasserzahler)
fest, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen. Bei éffentlichen Verbrauchsein-
richtungen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder geschatzt werden,
wenn die Kosten der Messung nicht im Verhaltnis zur Héhe des Verbrauchs stehen.

Die Stadt hat dafiir Sorge zu tragen, dass eine einwandfreie Messung der verbrauchten
Wassermenge gewéhrleistet ist. Sie bestimmt Art, Zahl und GréRe sowie Anbringungsort
der Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Uberwachung, Unterhal-
tung und Entfernung der Messeinrichtungen Aufgabe der Stadt. Sie hat den Anschluss-
nehmer anzuhéren und dessen berechtigte Interessen zu wahren. Sie ist verpflichtet, auf
Verlangen des Anschlussnehmers die Messeinrichtungen zu verlegen, wenn dies ohne
Beeintrachtigung einer einwandfreien Messung méglich ist; der Anschlussnehmer ist
verpflichtet, die Kosten zu tragen.

Der Anschlussnehmer haftet fir das Abhandenkommen und die Beschadigung der Mes-
seinrichtungen, soweit ihn daran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschadigun-
gen und Stérungen dieser Einrichtungen der Stadt unverziglich mitzuteilen. Er ist ver-
pflichtet, die Einrichtungen vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost
zu schitzen.

Der Einbau von Zwischenzahlern in die Verbrauchsleitung ist dem Wasserabnehmer ge-
stattet. Alle den Zwischenzahler betreffenden Kosten gehen zu seinen Lasten. Die Stadt
ist nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis eines Zwischenzahlers der Wasserzinsbe-
rechnung zugrunde zu legen.

Nachpriifung von Messeinrichtungen

Der Wasserabnehmer kann jederzeit die Nachpriifung der Messeinrichtungen durch eine
Eichbehdrde oder eine staatlich anerkannte Prufstelle nach § 39 des Mess- und Eichge-
setzes verlangen. Stellt der Wasserabnehmer den Antrag auf Prifung nicht bei Stadt, so
hat er diese vor Antragstellung zu benachrichtigen.



2)

§ 23

1)

§ 24

1)

3)

§ 25

Die Kosten der Prufung fallen der Stadt zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen
Verkehrsfehlergrenzen tberschreitet, sonst dem Wasserabnehmer.

Ablesung

Die Messeinrichtungen sind nach Aufforderung der Stadt vom Anschlussnehmer selbst
abzulesen. Die Ableseergebnisse sind in den von der Stadt hierfir Ubermittelten Vor-
druck einzutragen. Der ausgefillte Vordruck ist an die Stadt zuriickzusenden. Alternativ
kann der Zahlerstand elektronisch Uber die Internetseite der Stadt Uibermittelt werden.

Geht der ausgefiillte Vordruck nicht innerhalb einer von der Stadt gesetzten, angemes-

senen Frist bei dieser ein, darf sie den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung

schatzen; die tatséchlichen Verhéltnisse sind angemessen zu beriicksichtigen. § 12

bleibt davon unberiihrt.

Messeinrichtungen an der Grundstiicksgrenze

Die Stadt kann verlangen, dass der Anschlussnehmer auf eigene Kosten nach seiner

Wahl an der Grundstiicksgrenze einen geeigneten Wasserzéhlerschacht oder Wasser-

zahlerschrank anbringt, wenn

1. das Grundstick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebaudes mit Anschlussleitungen erfolgt, die unverhaltnisma-
Big lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden kénnen,
oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzahlers vorhanden ist.

Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemaRem Zustand
und jederzeit zuganglich zu halten.

Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen auf seine Kosten verlan-
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar sind und die Verle-
gung ohne Beeintrachtigung einer einwandfreien Messung méglich ist.

WASSERVERSORGUNGSBEITRAG

Erhebungsgrundsatz

Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands fiir die Anschaffung, Herstellung und
den Ausbau der 6ffentlichen Wasserversorgungsanlagen einen Wasserversorgungsbeitrag.

§ 26

1)

Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen Grundstiicke, fur die eine bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden kénnen. Erschlos-
sene Grundsticke, fur die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist,
unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und
nach der geordneten baulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung anstehen.



2)

3)

§ 28

Wird ein Grundstuick an die éffentlichen Wasserversorgungsanlagen tatsachlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen
des Abs. 1 nicht erfillt sind.

Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigen-
tumer des Grundsticks ist.

Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte an
Stelle des Eigentumers beitragspflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamt-
schuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teilei-
gentumer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

Steht das Grundstiick, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum mehre-
rer Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig.

BeitragsmaRstab

MaRstab fur den Wasserversorgungsbeitrag ist die Nutzungsflache. Diese ergibt sich durch
Vervielfachung der Grundstiicksflache (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor (§ 30); das Ergebnis
wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nachstfolgende
volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende
volle Zahl abgerundet werden.

§ 29

1)

2)

§ 30
1)

Grundstiicksflache
Als Grundstucksflache gilt:

1. bei Grundstiicken im Bereich eines Bebauungsplans die Fléche, die der Ermittlung
der zulassigen Nutzung zugrunde zu legen ist;

2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 BauGB nicht
besteht oder die erforderliche Festsetzung nicht enthalt, die tatsachliche Grund-
stlicksflache bis zu einer Tiefe von 40 Metern von der der ErschlieBungsanlage
zugewandten Grundstlicksgrenze.

Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung tiber diese Begrenzung hinaus oder
sind Flachen tatséchlich angeschlossen, so ist die Grundstiickstiefe maRgebend,
die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuziiglich der baurechtlichen Abstands-
flachen, bestimmt wird. Grundstucksteile, die lediglich die wegemaRige Verbin-
dung zur ErschlieBungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grund-
stlckstiefe unberiicksichtigt. Zur Nutzung zahlen auch angelegte Griinflachen oder
gartnerisch genutzte Flachen.

Teilflachenabgrenzungen gemaR § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleiben unberihrt.

Nutzungsfaktor

Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstiicksflache (§ 29) mit einem Nut-
zungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen betrégt:



2)

§ 31

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00,

2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,

3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50,

4. bei vier- und finfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75,

5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,00.

Bei Stellplatzgrundstiicken und bei Grundstticken, fur die nur eine Nutzung ohne Bebau-
ung zuléssig ist oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird
ein Nutzungsfaktor von 0,5 zugrunde gelegt. Dasselbe gilt fir Gemeinbedarfs- oder
Grunflachengrundstiicke, deren Grundstiicksflachen aufgrund ihrer Zweckbestimmung
nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Geb&auden iberdeckt werden sollen
bzw. Uberdeckt sind (zum Beispiel Friedhofe, Sportplatze, Freibéder, Kleingartenanla-
gen). Die §§ 31 bis 34 finden keine Anwendung.

Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die ein Bebauungsplan die
Geschosszahl festsetzt

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte héchstzuléssige Zahl der Vollge-
schosse. Ist im Einzelfall eine gréRere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu
legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeit-
punkt der Beschlussfassung Uber den Bebauungsplan geltenden Fassung. Sind auf einem
Grundstuck mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zulassig, ist die
héchste Zahl der Vollgeschosse maRRgebend.

§ 32

1)

2)

§ 33

Ermittlung des NutzungsmaBes bei Grundstiicken, fiir die ein Bebauungsplan eine
Baumassenzahl festsetzt

Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so
gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch [3,5]; das Ergebnis wird auf eine
volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die néchstfolgende volle Zahl
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende
volle Zahl abgerundet werden.

Ist eine grofere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zuldssige Bau-
masse genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse
durch die Grundsticksflache und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch [3,5]; das
Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die
nachstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind,
auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

Ermittlung des NutzungsmaBes bei Grundstiicken, fiir die ein Bebauungsplan die
Hoéhe baulicher Anlagen festsetzt

Bestimmt der Bebauungsplan das MaR der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der
Voligeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Héhe baulicher Anlagen
in Gestalt der maximalen Gebaudehohe (Firsthéhe) fest, so gilt als Geschosszahl das
festgesetzte HochstmaR der Héhe der baulichen Anlage geteilt durch



3)

4)

§ 34

2)

1. 3,0 fur die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete
(WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausge-
biete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. 4,0 fur die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (M), Kernge-
biete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige Sonderge-
biete (SO) festgesetzten Gebiete;

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die
nachstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind,
auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

Bestimmt der Bebauungsplan das MaR der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Héhe baulicher Anlagen
in Gestalt der maximalen Traufhéhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen AuRen-
wand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte HéchstmaR der
Héhe der baulichen Anlage geteilt durch

1. 2,7 fur die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete
(WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausge-
biete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2 3,5 fur die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kernge-
biete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sonderge-
biete (SO) festgesetzten Gebiete;

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die
nachstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind,
auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

Ist im Einzelfall eine gréRere als die im Bebauungsplan festgesetzte Héhe baulicher An-
lagen genehmigt, so ist diese gemaR Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen.

Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl
sowohl die zulassige Firsthéhe als auch die zulassige Traufhéhe der baulichen Anlage

aus, so ist die Traufhohe [alternativ: Firsthohe] gemaR Abs. 2 [alternativ: Abs. 1] und 3
in eine Geschosszahl umzurechnen.

Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die keine Planfestsetzung
im Sinne der §§ 31 bis 33 besteht

Bei Grundstuicken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten Gebieten, fir die der Be-
bauungsplan keine Festsetzungen nach den §§ 31 bis 33 enthalt, ist maRgebend:

1. bei bebauten Grundstuicken die Zahl der tatsachlich vorhandenen Geschosse,

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken die Zahl der auf den Grundstii-
cken der nédheren Umgebung Gberwiegend vorhandenen Geschosse.

Bei Grundstiicken im AuRenbereich (§ 35 BauGB) ist maRgebend:

1. bei bebauten Grundstiicken die Zahl der tatséchlich vorhandenen Geschosse;



3)

4)

§ 35
1)

§ 36

2. bei unbebauten Grundstiicken, fur die ein Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der
genehmigten Geschosse.

Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO in der im Entstehungszeitpunkt (§ 37)
geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstiick mehrere bauliche Anlagen mit unter-
schiedlicher Geschosszahl vorhanden, ist die héchste Zahl der Vollgeschosse maRge-
bend.

Bei Grundstiicken mit Geb&uden ohne ein Vollgeschoss i. S. der LBO gilt als Geschoss-
zahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die Uberbaute Grundstiicksflache und
nochmals geteilt durch [3,5], mindestens jedoch die nach Abs. 1 maRgebende Ge-
schosszahl; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen
ab 0,5 auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner
als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht

Von Grundstiickseigentimern, fur deren Grundstiick eine Beitragsschuld bereits ent-
standen ist oder deren Grundstiicke beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden
weitere Beitrédge erhoben,

1. soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zuldssige Zahl bzw. genehmigte
héhere Zahl der Vollgeschosse Uberschritten oder eine gréRere Zahl von Vollge-
schossen allgemein zugelassen wird;

2. soweit in den Fallen des § 34 Abs. 2 Nr. 1 und 2 eine héhere Zahl der Vollge-
schosse zugelassen wird;

3. wenn das Grundstiick mit Grundstuicksflachen vereinigt wird, fur die eine Beitrags-
schuld bisher nicht entstanden ist;

4. soweit Grundsticke unter Einbeziehung von Teilflachen, fur die eine Beitrags-
schuld bereits entstanden ist, neu gebildet werden.

Wenn bei der Veranlagung von Grundstuicken Teilflichen gemaR § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser
Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG unberticksichtigt geblieben sind, entsteht eine
weitere Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen fur eine Teilflaichenabgrenzung ent-
fallen.

Beitragssatz

Der Wasserversorgungsbeitrag betragt je Quadratmeter (m?) Nutzungsflache (§ 28) 3,84 €
netto. Hinzu tritt die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer von derzeit 7 %, somit brutto
4,1088 € je m? Nutzungsflache.

§ 37
1)

Entstehung der Beitragsschuld
Die Beitragsschuld entsteht:

1. in den Fallen des § 26 Abs. 1, sobald das Grundstiick an die 6ffentliche Wasser-
versorgungsanlage angeschlossen werden kann;

2. in den Fallen des § 26 Abs. 2 mit dem Anschluss, friihestens jedoch mit dessen



Genehmigung;

in den Fallen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der Baugenehmigung
bzw. dem Inkrafttreten des Bebauungsplans oder einer Satzung i. S. von § 34 Abs.
4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB;

in den Fallen des § 35 Abs. 1 Nr. 3, wenn die VergroRerung des Grundstiicks im
Grundbuch eingetragen ist;

in den Féllen des § 35 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete Grundstiick im Grund-
buch eingetragen ist;

in den Fallen des § 35 Abs. 2 mit dem Wegfall der Voraussetzungen fiir eine Teil-
flachenabgrenzung nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2
KAG, insbesondere mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Sat-
zung gemaR § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, der gewerblichen Nutzung
oder des tatsdchlichen Anschlusses von abgegrenzten Teilflachen, jedoch frithes-
tens mit der Anzeige einer Nutzungséanderung geman § 49 Abs. 3.

2)  Fir Grundstucke, die schon vor dem 01.04.1964 an die &ffentlichen Wasserversor-
gungsanlagen hétten angeschlossen werden kénnen, jedoch noch nicht angeschlossen
worden sind, entsteht die Beitragsschuld mit dem tatsachlichen Anschluss, frilhestens
mit dessen Genehmigung.

3)  Mittelbare Anschlisse (zum Beispiel ber bestehende Hausanschliisse) stehen dem un-
mittelbaren Anschluss an &ffentliche Wasserversorgungsanlagen gleich.

§ 38 Falligkeit

Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids

fallig.

§ 39 Ablosung

1) Die Stadt kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitrags-

2)

3)

Iv.

§ 40

Die Stadt erhebt fir die Benutzung der offentlichen Wasserversorgungsanlagen Grund- und

schuldner die Ablésung des Wasserversorgungsbeitrages vereinbaren.

Der Betrag einer Ablésung bestimmt sich nach der Héhe der voraussichtlich entstehen-

den Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung.

Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

BENUTZUNGSGEBUHREN

Erhebungsgrundsatz

Verbrauchsgebihren.



§ 41

1)

2)

3)

§ 42

1)

3)

§ 43

1)

2)

3)

§ 44

1)

Gebiihrenschuldner

Schuldner der Benutzungsgebuhren ist der Anschlussnehmer. Beim Wechsel des Ge-
buhrenschuldners geht die Gebuhrenpflicht mit Beginn des auf den Ubergang folgenden
Kalendermonats auf den neuen Gebuhrenschuldner (iber.

In den Fallen des § 43 Abs. 3 ist Gebuhrenschuldner der Wasserabnehmer.

Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamtschuldner.

Grundgebiihr

Die Grundgebuhr wird gestaffelt nach der ZahlergréRe erhoben (Zahlergebiihr). Sie be-
tragt bei Wasserzahlern mit einer NenngréRe von:

netto brutto
Qs-4 2,55 €/Monat incl. Umsatzsteuer (7 %) 2,7285 €/Monat
Qs-10 6,39 €/Monat incl. Umsatzsteuer (7 %) 6,8373 €/Monat
Qs-16 10,23 €/Monat incl. Umsatzsteuer (7 %) 10,9461 €/Monat
Qs=25 15,99 €/Monat incl. Umsatzsteuer (7 %) 17,1093 €/Monat
Qs-40 25,59 €/Monat incl. Umsatzsteuer (7 %) 27,3813 €/Monat
Qs-63 40,30 €/Monat incl. Umsatzsteuer (7 %) 43,1210 €/Monat

Bei Bauwasserzahlern oder sonstigen beweglichen Wasserzéhlern wird die Grundge-
blhr analog der ZahlergroRe Qs-4 erhoben.

Bei der Berechnung der Grundgebuihr wird der Monat, in dem der Wasserzahler erstmals
eingebaut oder endgliltig ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet.

Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Stérungen im Betrieb, betriebsnot-
wendiger Arbeiten oder aus &hnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden
Grunden langer als einen Monat unterbrochen, so wird fiir die Zeit der Unterbrechung
(abgerundet auf volle Monate) keine Grundgebiihr berechnet.

Verbrauchsgebiihren

Die Verbrauchsgeblhr wird nach der gemessenen Wassermenge (§ 44) berechnet. Die
Verbrauchsgebuhr betrégt pro Kubikmeter 2,49 € netto. (2,6643 € brutto incl. 7 % USt)

Wird ein Bauwasserzahler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzahler verwendet, be-
tragt die Verbrauchsgebiihr pro Kubikmeter 2,49 € netto. (2,6643 € brutto incl. 7 % USt)

Wird die verbrauchte Wassermenge durch einen Munzwasserzahler festgestellt, betragt
die Gebuhr (einschlieRlich Grundgebiihr gemaR § 42 und Umsatzsteuer gemaR § 53)
pro Kubikmeter 2,49 € netto. (2,6643 € brutto incl. 7 % USt).

Gemessene Wassermenge

Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt auch dann als Gebuhrenbemessungs-
grundlage, wenn sie ungenutzt (etwa durch schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstel-
len oder Rohrbriiche hinter dem Wasserzahler) verlorengegangen ist.



2)

§ 45
1)

2)

§ 46
1)

2)

3)

4)
9)

6)

§ 47

1)

Ergibt sich bei einer Zahlerprufung, dass der Wasserzahler tiber die nach der Eichord-
nung zulassigen Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch anzeigt, oder ist der Zahler ste-
hen geblieben, so schétzt die Stadt den Wasserverbrauch geméaR § 162 Abgabenord-
nung.

Verbrauchsgebiihr bei Bauten

Wird bei der Herstellung von Bauwerken das verwendete Wasser nicht durch einen Was-
serzahler festgestellt, wird eine pauschale Verbrauchsgebiihr erhoben.

Bemessungsgrundlage fir die Gebtihr ist folgender pauschaler Wasserverbrauch:

1. BeiNeu-, Um- oder Erweiterungsbauten von Gebsuden werden je 100 Kubikmeter
umbautem Raum 7 m?® (Kubikmeter) als pauschaler Wasserverbrauch zugrunde
gelegt; Gebaude mit weniger als 100 Kubikmeter umbautem Raum bleiben gebiih-
renfrei. Bei Fertigbauweise werden der Ermittlung des umbauten Raumes nur die
Keller- und Untergeschosse zugrunde gelegt.

2. Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht unter Nr. 1 fallen, werden je angefan-
gene 10 Kubikmeter Beton- oder Mauerwerk 4 m*® (Kubikmeter) als pauschaler
Wasserverbrauch zugrunde gelegt; Bauwerke mit weniger als 10 Kubikmeter Be-
ton- oder Mauerwerk bleiben gebuhrenfrei.

Entstehung der Gebiihrenschuld

In den Fallen der §§ 42 und 43 Abs. 1 entsteht die Gebuihrenschuld fiir ein Kalenderjahr
mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhaltnis
vor Ablauf des Veranlagungszeitraums, entsteht die Gebiihrenschuld mit Ende des Be-
nutzungsverhaltnisses.

In den Fallen des § 41 Abs. 1 Satz 2 entsteht die Gebuihrenschuld fir den bisherigen
Anschlussnehmer mit Beginn des auf den Ubergang folgenden Kalendermonats, fir den
neuen Anschlussnehmer mit Ablauf des Kalenderjahres.

In den Faéllen des § 43 Abs. 2 entsteht die Gebuhrenschuld mit der Beendigung der Bau-
mafnahme, spatestens mit Einbau einer Messeinrichtung nach § 21.

In den Fallen des § 45 entsteht die Gebuhrenschuld mit Beginn der Bauarbeiten.
In den Féllen des § 43 Abs. 3 entsteht die Gebuhrenschuld mit der Wasserentnahme.

Die Gebuhrenschuld gemaR § 42 und § 43 sowie die Vorauszahlung gemaR § 47 ruhen
auf dem Grundstiick bzw. dem Erbbaurecht als 6ffentliche Last (§ 13 Abs. 3i. V. mit §
27 KAG).

Vorauszahlungen

Solange die Geblhrenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebiihrenschuldner
Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit Beginn des Kalender-
vierteljahres. Beginnt die Gebuhrenpflicht wahrend des Veranlagungszeitraumes, ent-
stehen die Vorauszahlungen mit Beginn des folgenden Kalendervierteljahres.

Jeder Vorauszahlung wird ein Viertel des Jahreswasserverbrauchs des Vorjahres und
der Grundgebuhr (§ 42) zugrunde gelegt. Beim erstmaligen Beginn der Gebuhrenpflicht
werden die Vorauszahlungen auf der Grundlage der Grundgebihr, des



3)

4)

§ 48

2)

§ 49

2)

3)

4)

§ 50
1)

Verbrauchsgebiihrensatzes und des geschéatzten Jahreswasserverbrauchs des laufen-
den Jahres ermittelt.

Die flr den Veranlagungszeitraum entrichteten VVorauszahlungen werden auf die Gebiih-
renschuld fur diesen Zeitraum angerechnet.

In den Fallen des § 43 Abs. 2 und 3 sowie des § 45 entfallt die Pflicht zur Vorauszahlung.

Falligkeit

Die Benutzungsgebuhren sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebiih-
renbescheides zur Zahlung féllig. Sind Vorauszahlungen (§ 47) geleistet worden, gilt
dies nur, soweit die Geblhrenschuld die geleisteten Vorauszahlungen tbersteigt. Ist die
GebUhrenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbe-
trag nach Bekanntgabe des Gebihrenbescheids durch Aufrechnung oder Zuriickzah-
lung ausgeglichen.

Die Vorauszahlungen gemaR § 47 werden mit Ende des Kalendervierteljahres zur Zah-
lung fallig.

In den Fallen des § 43 Abs. 3 wird die GebUihrenschuld mit der Wasserentnahme fallig.
ANZEIGEPFLICHTEN, ORDNUNGSWIDRIGKEITEN, HAFTUNG

Anzeigepflichten
Binnen eines Monats sind der Stadt anzuzeigen:

1. der Erwerb oder die VerduRerung eines an die &ffentliche Wasserversorgung an-
geschlossenen Grundstiicks; entsprechendes gilt beim Erbbaurecht sowie beim
Wohnungs- und Teileigentum;

2. Erweiterungen oder Anderungen der Verbrauchsanlage sowie die Verwendung zu-
satzlicher Verbrauchseinrichtungen, soweit sich dadurch die GréRen fiir die Ge-
buhrenbemessung &ndern oder sich die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhéht.

Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind VerauRerer und Erwerber, nach Abs. 1 Nr. 2 der
Anschlussnehmer.

Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der Stadt mitzuteilen, wenn die Voraus-
setzungen fur Teilflachenabgrenzungen gemaR § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und §
31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenzte Teilflichen gewerblich
oder als Hausgarten genutzt, tatséchlich an die 6ffentliche Wasserversorgung ange-
schlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden.

Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versdumt, so haftet im Falle des Abs. 1 Nr. 1
der bisherige Gebuhrenschuldner fur die Benutzungsgebiihren, die auf den Zeitraum bis
zum Eingang der Anzeige bei der Gemeinde/Stadt entfallen.

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg



2)

§ 51

1)

2)

handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 4 ein Grundstuck nicht an die 6ffentliche Wasserversorgung an-
schlielt,

2. entgegen § 5 nicht seinen gesamten Wasserbedarf der éffentlichen Wasserversor-
gung entnimmt,

3. entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne schriftliche Zustimmung der Ge-
meinde/Stadt weiterleitet,

4. entgegen § 14 Abs. 5 Beschéadigungen des Hausanschlusses nicht unverziglich
der Gemeinde/Stadt mitteilt,

5. entgegen § 17 Abs. 2 Anlagen unter Missachtung der Vorschriften der Satzung,
anderer gesetzlicher oder behérdlicher Bestimmungen sowie der allgemein aner-
kannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, andert oder unterhalt,

6. entgegen § 17 Abs. 4 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen so betreibt, dass Sté-
rungen anderer Anschlussnehmer, stérende Ruckwirkungen auf Einrichtungen
der Stadt bzw. Dritter oder Rickwirkungen auf die Giite des Trinkwassers eintre-
ten.

Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsatzlich oder
leichtfertig den Mitteilungspflichten nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und § 49 Abs. 1 bis 3 dieser
Satzung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt.

Haftung bei Versorgungsstérungen

Fur Schaden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung der Wasserversorgung
oder durch UnregelmaRigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet die Stadt aus dem Be-
nutzungsverhaltnis oder unerlaubter Handlung im Falle

1. der Tétung oder Verletzung des Koérpers oder der Gesundheit des Wasserabneh-
mers, es sei denn, dass der Schaden von der Stadt oder einem ihrer Bediensteten
oder einem Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig verursacht wor-
den ist;

2.  der Beschadigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vor-
satz noch durch grobe Fahrlassigkeit der Stadt oder eines ihrer Bediensteten oder
eines Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist;

3. eines Vermogensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch
durch grobe Fahrlassigkeit eines vertretungsberechtigten Organs der Stadt verur-
sacht worden ist. § 831 Abs. 1 Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuches ist nur bei
vorséatzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

Abs. 1 ist auch auf Anspriiche von Wasserabnehmern anzuwenden, die diese gegen ein
drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die
Stadt ist verpflichtet, den Wasserabnehmern auf Verlangen tiber die mit der Schadens-
verursachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhangenden Tatsachen insoweit
Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklart
werden kénnen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforder-
lich ist.

Die Ersatzpflicht entfallt fur Schaden unter 15 €.



4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten weiterzulei-
ten (§ 8 Abs. 1) und erleidet dieser durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder
durch UnregelmaRigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet die Stadt dem
Dritten gegenlber in demselben Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem Benut-
zungsverhaltnis.

5)  Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er im
Rahmen seiner rechtlichen Méglichkeiten sicherzustellen, dass der Dritte aus unerlaub-
ter Handlung keine weitergehenden Schadensersatzanspriiche erheben kann, als sie in
den Absétzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Die Stadt weist den Anschlussnehmer darauf bei
Begrundung des Benutzungsverhéltnisses besonders hin.

6)  Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverziglich der Stadt oder, wenn dieses fest-
steht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Anschlussnehmer das
gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch dem Dritten
aufzuerlegen.

§ 52 Haftung von Wasserabnehmern und Anschlussnehmern

1) Der Wasserabnehmer haftet fur schuldhaft verursachte Schaden, die insbesondere in-
folge einer unsachgemaflen Benutzung oder den Bestimmungen dieser Satzung zuwi-
derlaufenden Benutzung oder Bedienung der Anlagen zur Wasserversorgung entstehen.
Der Anschlussnehmer haftet fir Schaden, die auf den mangelhaften Zustand seiner An-
lage (§ 17) zurlickzufiihren sind.

2)  Der Haftende hat die Stadt von Ersatzanspriichen Dritter freizustellen, die wegen solcher
Schaden geltend gemacht werden. Sind Anspriiche auf Mangel an mehreren Ver-
brauchsanlagen zuriickzufiihren, so haften die Wasserabnehmer als Gesamtschuldner.

VI. STEUERN, UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 53 Umsatzsteuer

Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abgaben, Kostenersatzen und
sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Ent-
gelten noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festge-
legten Hoéhe.

§ 54 Inkrafttreten

1) Soweit Abgabeanspriiche nach dem bisherigen Satzungsrecht bereits entstanden sind,
gelten anstelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entste-
hens der Abgabeschuld gegolten haben.

2)  Diese Satzung tritt am 01.Oktober.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung uber den
Anschluss an die offentliche Wasserversorgung und die Versorgung der
Grundstlicke mit Wasser (Wasserversorgungssatzung -WVS) vom 20.Oktober 2025
aulRer Kraft

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung fir Baden-Wurttemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim



Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie
nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung die-
ser Satzung gegenuber der Stadt geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der
die Verletzung begriinden soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften
tber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind.

Ausgefertigt:
)

Dietenhe};é, dery21.09.2026 / /
1/ //// / /!

,//{7 ///// 74{ / ’/,’} v/
¥ 4 / A /
Cgﬁl /) / //-\\ /| / /
efopriéfen/ [\ ) ,
Burgermeis Y /



		2026-09-24T10:27:13+0000
	Stadtverwaltung Dietenheim K.d.ö.R




